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// Im Blickpunkth

Durch qualifizierte Zuf�hrung von Betriebsverm�gen kann in Sanierungssituationen ein Verlustuntergang vermieden wer-

den. Voraussetzungen und Zweifelsfragen des Sanierungsprivilegs nach § 8c Abs. 1a KStG stellt Neyer anhand von Bei-

spielen dar. Hetzer und G�tzenberger zeigen nach der Neufassung des § 3 Abs. 2 Nr. 4 ErbStG, die Lebensversicherungen

als steuerpflichtige Zuwendungen qualifiziert, Strategien zur Steueroptimierung auf, die sich gerade f�r Unternehmer an-

bieten. Wagner stellt die Frage nach der Verfassungs- bzw. Europarechtskonformit�t von Steuerhinterziehungsbek�mp-

fungsgesetz und -verordnung.

Udo Eversloh, Ressortleiter Steuerrecht

Entscheidungen
BFH: Kein gewerblicher Grundst�cks-

handel trotz Gewerbeanmeldung –

Drei-Objekt-Grenze

MitUrteil vom18.8.2009–XR25/06–hatder BFH

entschieden,dassmaßgeblich f�rdie steuerrecht-

liche Qualifizierung nicht die vom Stpfl. subjektiv

vorgenommene Beurteilung einer T�tigkeit und

die angegebene Bezeichnung, sondern die Wer-

tung nach objektiven Kriterien ist. Deshalb ist ge-

werblicher Grundst�ckshandel nicht allein des-

halb zu bejahen, weil der Stpfl. beim FA und der

Gemeindebeh�rde einenGewerbebetriebanmel-

det und sich Dritten gegen�ber als gewerblicher

Grundst�cksh�ndler bezeichnet. Im Ausgangsfall

hatte der Kl�ger, ein Rechtsanwalt, 2003 zwei ver-

mietete Eigentumswohnungen erworben und

die gesamten Anschaffungskosten als Betriebs-

ausgaben geltend gemacht. Sp�tere Grund-

st�cksk�ufe und -verk�ufe waren, so der BFH, bei

der Pr�fung der Drei-Objekt-Grenze nicht als

Z�hlobjekte zu ber�cksichtigen, weil die Immobi-

lien bzw. die Anteile an grundbesitzenden GbR

ohne Gewinnerzielungsabsicht zum Selbstkos-

tenpreisbzw. darunter verkauftwurden.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-2283-1

unterwww.betriebs-berater.de

BFH: Keine Haftung einer Bank f�r

Umsatzsteuer einer GmbH aus

Globalzession vor dem 8.11.2003

Eine GmbHhatte 1993 einer Bank ihre s�mtlichen

gegenw�rtigen und zuk�nftigen Forderungen

aus Warenlieferungen, Leistungen und Mietver-

tr�gen i. R. einer Globalzession zur Sicherung ab-

getreten. 2004k�ndigtedieBankdeneinger�um-

ten Kredit und zog aufgrund der Zession Forde-

rungen der GmbH ein. Mit Urteil vom 3.6.2009 –

XI R 57/07 – entschied der BFH, dass eine Bank als

Abtretungsempf�ngerinnicht f�rdie inderForde-

rung enthaltene Umsatzsteuer nach § 13c Abs. 1

S. 1, § 27 Abs. 7 S. 1 UStG 2005 haftet, wenn ihr

dieForderungvordem8.11.2003abgetretenwor-

den ist (Abweichung von Abschn. 182b Abs. 38

UStR 2005).

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-2283-2

unterwww.betriebs-berater.de

BFH: Progressionsvorbehalt bei Elterngeld

Mit Beschluss vom 21.9.2009 – VI B 31/09 – stellte

der BFH fest, dass nach dem eindeutigen Wort-

laut des § 32b Abs. 1 Nr. 1 lit. j EStG das nach

demBEEG gezahlte Elterngeld demProgressions-

vorbehalt zu unterstellen ist. Die erhobene Nicht-

zulassungsbeschwerde hatte keinen Erfolg.

VolltextdesBeschl.: // BB-ONLINE BBL2009-2283-3

unterwww.betriebs-berater.de

BFH: Leistungsklage gegen ausgehendes

Beitreibungsersuchen

Der Streitfall betraf die Klage gegen ein Beitrei-

bungsersuchen, das das FA �ber das BZSteu

nach Zypern gerichtet hatte. Nachdem der BFH

in seinem Urteil vom 21.7.2009 – VII R 52/08 –

zun�chst den Unterschied zwischen Prozessf�h-

rungsbefugnis (wer ist zu verklagen?) und Sach-

oder Passivlegitimation (wer ist anspruchsver-

pflichtet?) deutlich gemacht hatte, entschied er,

dass bei der �bermittlung von Beitreibungsersu-

chen an Beh�rden in EG-Mitgliedstaaten das

BZSteu die Funktion einer „Kontakt- oder Verbin-

dungsstelle“ hat. Herr des Verfahrens im Inland

ist das f�r die Vollstreckung zust�ndige FA. Das

Ersuchen ist kein VA, aber auch kein rein beh�r-

deninterner Vorgang. Rechtsschutz auf R�cknah-

me des Ersuchens kann mit der Leistungsklage

gesucht werden, in der �berpr�ft wird, ob das

Ersuchen den Anforderungen der Richtlinien

2008/55/EG und 2002/94/EG gen�gt.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-2283-4

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Keine Steuerhinterziehung bei

Verletzung der Nachweispflichten, wenn

die Ausfuhrlieferung tats�chlich

durchgef�hrt wurde

Der BGH entschied durch Beschluss vom 19.8.

2009 – 1 StR 206/09 – dass die Einhaltung der

f�r Ausfuhrlieferungen i. S. von § 6 UStG vorge-

sehenen Nachweispflichten (§§ 8ff. UStDV) keine

materiellrechtliche Voraussetzung der Umsatz-

steuerbefreiung ist (Aufgabe von BGHSt 31,

248).

VolltextdesBeschl.: // BB-ONLINE BBL2009-2283-5

unterwww.betriebs-berater.de

Verwaltungsanweisungen
BMF: Besteuerung von Versicherungs-

ertr�gen i.S. des § 20 Abs. 1 Nr. 6 EStG

Zwei BMF-Schreiben vom 1.10.2009 – IV C 1 –

S 2252/07/0001 – �ndern bzw. erg�nzen die

BMF-Schreiben vom 22.12.2005 (BStBl. I 2006,

92) und vom 22.8.2002 (BStBl. I 2002, 827) zur

Besteuerung von Versicherungsertr�gen und

zum Sonderausgabenabzug von Versicherungs-

beitr�gen. Sie enthalten insbesondere erg�n-

zende Erl�uterungen zu den Themen Wesens-

merkmale einer Rentenversicherung; verm�-

gensverwaltendeVersicherungsvertr�ge,Policen-

darlehen, entgeltlicher Erwerb und entgeltliche

Ver�ußerung eines Versicherungsvertrags, Min-

desttodesfallschutz undBeitragsfreistellungw�h-

rend der Elternzeit.

VolltextdesSchr.: // BB-ONLINE BBL2009-2283-6

unterwww.betriebs-berater.de

Koordinierte L�ndererlasse: Feststellungs-

frist f�r verbleibenden Verlustvortrag

Durch koordinierte L�ndererlasse vom 5.10.2009

– IVC4–S-2225/07/0004–wurdedasBMF-Schrei-

ben vom 30.11.2007 (BStBl. I, 825) bez�glich der

Feststellungsfrist bei der Feststellung des verblei-

benden Verlustvortrags nach § 10d Abs. 4 i. d. F.

des JStG2007aufgehoben,nachdemderBFHent-

schieden hatte, dass § 10d Abs. 4 S. 6 EStG nach

§ 52 Abs. 25 S. 5 EStG nicht anwendbar ist, wenn

die Feststellungsfrist zum Zeitpunkt des Inkraftt-

retens des JStG 2007 bereits abgelaufen war;

§ 181Abs. 5AOhemmtnicht denAblaufderFest-

stellungsfrist.

VolltextdesSchr.: // BB-ONLINE BBL2009-2283-7

unterwww.betriebs-berater.de
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